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    „Wer nicht an Wunder glaubt, ist kein Realist.“


    David Ben-Gurion


    Einleitung


    Der Nahostkonflikt ist einer der wichtigsten, komplexesten und kompliziertesten Konflikte der Welt. Er beschäftigt die Menschen weltweit seit Jahrzehnten, im Prinzip sogar seit Jahrtausenden. Um diesen blutigen Konflikt auch nur ansatzweise verstehen zu können muss man sich ernsthaft, objektiv und intensiv mit Geschichte und Politik Israels und der palästinensischen Gebiete auseinandersetzen. Durch verkürzte und einseitige Darstellungen in den Medien, mangelnde Kenntnisse und antisemitische Vorurteile kommt es in den politischen Debatten sehr schnell zu undifferenzierten Urteilen.


    Israel1 ist ein jüdischer Staat. Das Judentum2 ist eine Religion und ein Volk des Rechts, mit einer uralten Tradition, die die Rechtsentwicklung der Welt geprägt hat. Die Menschenrechte haben ihren Ursprung im Alten Testament3. Der israelische Staat gründet sich auf die Geschichte des Judentums, in der die Juden - etwa durch die ägyptische Sklaverei oder durch den Holocaust – oft die Negation jeglicher Menschenrechte erfahren mussten. Israel muss sich seiner Wurzeln als jüdischer Staat, als Heimat des Judentums mit seiner langen Rechtstradition, bewusst sein und gleichzeitig seine Integrität als demokratischer Rechtsstaat verteidigen. Die beiden Prinzipien des Staates – jüdisch und demokratisch - müssen vereint werden und gleichzeitig darf der Staat Israel angesichts äußerer Bedrohungen durch Terror nicht seine jahrtausendealte Rechtskultur verleugnen. Das moderne Israel muss sich dem seit der Staatsgründung schwelenden Nahostkonflikt mit den Palästinensern stellen.


    Eine wichtige Rolle bei der Durchsetzung des Rechts kommt hierbei einer unabhängigen Justiz zu, die ihre Grundlage ebenfalls bereits im jüdischen Recht hat:


    „Damals habe ich eure Richter verpflichtet: Lasst jeden Streit zwischen euren Brüdern vor euch kommen. Entscheidet gerecht, sei es der Streit eines Mannes mit einem Bruder oder mit einem Fremden. Kennt vor Gericht kein Ansehen der Person! Klein wie Groß hört an! Fürchtet euch nicht vor angesehenen Leuten; denn das Gericht hat mit Gott zu tun.4“


    Diese Rechtstradition hat auch Eingang in das israelische Justizgrundgesetz gefunden5, so dass der Oberste Gerichtshof Israels als Spitze der israelischen Judikative und Nachfolgegericht des antiken Sanhedrin sich noch heute den jüdischen Normen und Werten unmittelbar verpflichtet fühlt. Die herausgehobene Stellung der Justiz in Israel ist damit auf die hohe Wertschätzung des Rechts in der jüdischen Religion zurückzuführen.


    Im politischen Gefüge und in der öffentlichen Meinung des heutigen Staates Israel nimmt der Oberste Gerichtshof als einer der stärksten politischen Akteure nämlich eine exponierte Position ein6. Dieser hohe Stellenwert des Gerichtshofes, dem die vorliegende Arbeit gewidmet ist, lässt sich auch am Vertrauen der Bevölkerung ablesen: ca. 62 % der Israelis vertrauen ihm. Nur die Israelische Armee IDF erzielt mit ca. 64 % Zustimmung einen höheren Popularitätswert, was sicher der ständigen Bedrohungslage und dem damit verbundenen hohen Einsatz der IDF geschuldet ist. Erst mit großem Abstand folgen Knesset (ca. 33 %), Ministerpräsident (ca. 22 %) und die politischen Parteien (ca. 22 %)7. Ein Großteil der Bevölkerung (ca. 40 %) glaubt auch, dass der Oberste Gerichtshof die Demokratie am besten schützt; auch hier liegt der Gerichtshof in der Gunst der Bevölkerung weit vor Ministerpräsident, Knesset und den Medien.


    Die Arbeitsbelastung des Gerichtshof als höchstes Gericht für Gerechtigkeit hat in den letzten Jahren stark zugenommen: Mussten im Jahr 2000 nur 289 Beschwerden gegen die Regierung verhandelt werden, waren es 2005 bereits 649, wobei durchschnittlich 22 % erfolgreich sind8. Die stärker werdende Rolle des Obersten Gerichtshofs in den letzten Jahren ist auch politisch-soziologisch zu erklären: da er ein Gegenpol zum politischen System ist, wächst seine Macht je schwächer die Politik agiert. Die Unfähigkeit der israelischen Politik, Lösungen für innen- und außenpolitische Fragen zu finden, führt damit zu einer Stärkung des Gerichts, welches immer öfter zur Lösung politischer Konflikte angerufen wird9. Eine weitere Erklärung liefert die Frustration der Bevölkerung darüber, dass ihre politische Einflussnahme über Wahlen und Demonstrationen in den vergangenen Jahrzehnten keine Änderungen der Politik herbeigeführt hat, weswegen sie den Weg über die Gerichte suchen10.


    Neben innenpolitischen Spannungen zwischen den Bevölkerungsschichten und religiösen Gruppierungen ist es hauptsächlich der Konflikt mit den Palästinensern, der die Israelis belastet. Der Nahostkonflikt erfährt weltweit viel Aufmerksamkeit, die der strategischen und historischen Bedeutung Israels11, aber auch des latenten Antisemitismus wegen Israels Rolle als Heimstatt der Juden geschuldet ist12. Israel ist in gewissen Punkten ein besonderer Staat: Es ist die einzige Demokratie im Nahen Osten, die Existenz des jüdischen Staates ist eine Folge der jahrtausendelangen Judenverfolgung, die in der Shoa13 ihren traurigen Höhepunkt fand. In Israel befinden sich drei der wichtigsten Heiligtümer der drei monotheistischen Weltreligionen14. Der Nahostkonflikt ist damit auch ein Mikrokosmos der Weltkonflikte, in dem eine westlich-aufgeklärte jüdische Demokratie auf die islamisch-autoritär geprägten palästinensischen Autonomiegebiete trifft. Das flächenmäßig kleine jüdische Israel ist umgeben von arabischen, autoritären oder monarchischen Staaten15.


    Unter dem Oberbegriff Nahostkonflikt lassen sich politische, juristische, ökonomische oder theologische Streitpunkte zusammenfassen wie etwa der Siedlungsbau der Israelis im Westjordanland16, der Status Jerusalems, die Rechte am Trinkwasser, das Rückkehrrecht, der Terror der Palästinenser17 und das Vorgehen Israels dagegen oder etwa eine konkrete Grenzziehung im Falle einer (mittlerweile von allen Seiten akzeptierten) Zwei-Staaten-Lösung18.


    Gegenstand dieses Buches ist die Untersuchung der Rolle des Obersten Israelischen Gerichtshofs in diesem Konflikt. Der Oberste Gerichtshof muss Aspekte des Konflikts juristisch bewerten und dabei politisch umstrittene Sachverhalte analysieren. Dabei muss er völkerrechtliche Vorfragen wie den Status der besetzten Gebiete klären und entscheiden, ob und wie er Völkerrecht zur Anwendung bringt. Die Umsetzung des Völkerrechts regeln die Staaten unterschiedlich und die jeweiligen Gerichte implementieren es nach ihrer Auffassung, wobei Israel dem common-law-Prinzip folgt.


    Vorliegend sollen die juristischen Facetten des Nahostkonflikts beleuchtet werden, dabei soll insbesondere der Frage nachgegangen werden, ob das Recht des Stärkeren oder – trotz der Umstände – die Stärke des Rechts gilt. Nur der Oberste Israelische Gerichtshof kann für Israel und die Palästinensischen Gebiete verbindliche und durchsetzbare gerichtliche Entscheidungen treffen, weswegen ihm eine ungemein wichtige Rolle zukommt. Daher hatte der Gerichtshof in seiner wechselvollen Geschichte oftmals politisch brisante Urteile zu fällen.


    Ist diese Rechtsprechung tatsächlich unabhängig oder schlägt Justitias Waage regelmäßig einseitig zugunsten der eigenen Regierung, des vermeintlichen „Goliaths“ aus? Hält sich die einzige Demokratie im Nahen Osten an Völkerrecht und Menschenrechte oder sind die Palästinenser in den besetzten Gebieten rechtlos? Wie setzt der Gerichtshof geltendes Völkerrecht um? Ist in diesem Konflikt – ausnahmsweise19 – die Stärke des Rechts vorrangig vor dem Recht des Stärkeren? Die Stärke des Rechts oder das Recht des Stärkeren – dieser ungleiche Kampf zwischen dem hehren Prinzip und der harten Praxis durchzieht die Geschichte des Völkerrechts von ihrem Anfang bis heute.


    Ob in Israel trotz der ständigen Terrorbedrohung und des täglichen Ausnahmezustandes die Herrschaft des Rechts der der Macht und des Pragmatismus vorgezogen wird, wird eingehend untersucht.


    Dazu ist als erster Schritt eine ausführliche Darstellung des Verhältnisses des Judentums zum Recht erforderlich, um aufzuzeigen, dass auch im heutigen Nahostkonflikt die uralten jüdischen Rechtsregeln zur Anwendung kommen. Darüber hinaus wird im ersten Teil in der gebotenen Kürze auf die historischen Hintergründe des Konflikts zwischen Juden und Palästinensern und die Geschichte Israels eingegangen. Im letzten Abschnitt des ersten Teils wird die innere Verfassung des jüdischen Staates vorgestellt.


    Den ersten Abschnitt des zweiten Teils bildet die Erläuterung des Obersten Israelischen Gerichtshofs. Um dessen Rechtsprechung nachvollziehen zu können, wird hier seine Stellung in der Rechtsordnung, seine Verfasstheit, seine Zuständigkeit, seine Geschichte und sein Verhältnis zu den anderen Verfassungsorganen beleuchtet. Der Unabhängigkeit der Justiz und der Auswahl der Richter durch den Richterwahlausschuss wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Wegen der besonderen Relevanz wird In jeweils eigenen Abschnitten die Umsetzung des Völkerrechts durch den Gerichtshof im Vergleich zu anderen nationalen Gerichten, die politische Rolle des Gerichtshofs und seine Jurisdiktion über die besetzten Gebiete ausführlich erläutert.


    Die eigentliche Analyse erfolgt im zweiten Abschnitt des zweiten Teils: ausführlich werden die Urteile des Gerichtshofs zum Sicherheitszaun, zur Zulässigkeit von gezielten Tötungen und zur Folter analysiert und auf Kompatibilität mit geltendem Völkerrecht überprüft. Dem Problemaufriss folgt dabei eine Darstellung des Prozessverlaufs. Im Falle des Sicherheitszaunes erfolgt eine Gegenüberstellung mit dem IGH-Gutachten zur gleichen Frage, die vor allem aufgrund der unterschiedlichen Faktenlage voneinander abweichen. Bei der Bewertung des Urteils zur Zulässigkeit von gezielten Tötungen wurde ebenfalls die Völkerrechtspraxis vergleichend herangezogen, aber auch die Auslegung nach dem deutschen Grundgesetz. Hier spielt nämlich die Definition der Menschenwürde eine entscheidende Rolle, die die vom Gerichtshof angewandte israelische Verfassung ebenso schützt wie das deutsche Grundgesetz. Ebenso wurde bei der Analyse des Urteils zur Zulässigkeit von Folter vorgegangen. Bevor im dritten Teil ein abschließendes Resümee gezogen wird, werden ergänzend noch vier weitere beispielhafte Urteile des Gerichtshofs mit Bezug zum israelisch-palästinensischen Konflikt dargestellt.


    Die Verortung der Arbeit ist an der Schnittstelle zwischen Politik- und Rechtswissenschaft zu sehen, da neben der juristischen Aufarbeitung der Arbeit des Gerichtshofs im Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt auch dessen politische Rolle als Akteur im Nahen Osten untersucht wird.


    


    1 „Eretz Yisrael“ ist das gelobte Land, das der biblische Gott den Juden versprochen hat (vgl. Exodus 6,8); Das hebräische Wort „Yisrael“ bedeutet wohl „Gottesstreiter“ (vgl. Genesis 32, 29)


    2 Der Begriff “Judentum” taucht erstmals im ersten Jahrhundert als Synonym für “Religion der Israeliten” auf, vgl. 2 Makk, 2,21; 8,1; 14,38.


    3 Ishay, The History of Human Rights: from Ancient Times to the Globalization Era, S. 19


    4 Deuteronomium 1,17


    5 Z.B. Basic Law: The Judicary, Art. 2: “Der Richter unterliegt keiner anderen Autorität als dem Recht.”


    6 Wolffsohn, Israel, S. 57


    7 Arian/Atmor/Hadar, The 2007 Israeli Democracy Index, S. 44


    8 Meydani, The Israeli Supreme Court and the Human Rights Revolution, S. 10


    9 Dror, The Capacity to Govern: A Report to the Club of Rome, S. 22


    10 Meydani, The Israeli Supreme Court and the Human Rights Revolution, S. 61


    11 Vgl. Wolffsohn, Weltkonflikte der Gegenwart, S. 25


    12 vgl. Broder, Der ewige Antisemit, S. 86; Kellermann, Israel among the Nations, S. 129


    13 In Europa oft als „Holocaust“ bezeichnet.


    14 Grabeskirche (Christentum), Klagemauer (Judentum), Felsendom (Islam).


    15 Dies könnte sich angesichts des „arabischen Frühlings“ Anfang 2011 allerdings mittelfristig ändern; selbst in Ramallah kam es in diesem Zusammenhang zu Aufständen, vgl. Münch, Eile in Ramallah, SZ vom 15.02.2011


    16 Die Siedlungen im Gaza-Streifen wurden nach Sharons pullout-plan 2005 geräumt, vgl. Golan, The Israeli Disengagement Plan, Middle East Policy 4/2004, S. 65 ff.


    17 Palästina leitet sich vom griechischen Wort Philistia als Bezeichnung des Volkes der Philister ab(Herodot III,5).


    18 Vgl. die Rede des US-Präsidenten Obama am 4. Juni 2009 in Kairo: http://www.whitehouse.gov/the_press_office/Remarks-by-the-President-at-Cairo-University-6-04-09/


    19 Leicht, Von einer Niederlage des Völkerrechts, Die ZEIT 08/2003

  


  
    I. Teil: Hintergrund des Nahostkonfliktes

  


  
    A. Judentum und Recht


    Recht und Menschenwürde haben im Judentum einen besonderen Stellenwert. Das Judentum ist untrennbar verbunden mit der Entwicklung des Rechts. Das Judentum ist in erster Linie eine Religion. Religion und Recht sind im Judentum eine Einheit20. Nirgendwo in der Antike war Religion und Recht so eng verbunden wie bei den Juden21. Rechtsquelle ist vor allem die Torah, die das Gesetz Moses enthält22. Daher wird das Judentum auch als „eine Religion des Rechts“ definiert23. Das jüdische Recht gibt einen moralische Kompass vor: „Jüdisches Recht ist ein kombiniertes System aus Recht, Religion und Moral. Diese drei Elemente sind eng verflochten und formen ein System, genannt Halakha, was „Weg des Lebens“ bedeutet.24“ Damit grenzt sich das Judentum von anderen Religionen ab, da es über den Begriff der Religion hinausgeht. Es beinhaltet nämlich auch ein Rechtssystem, welches den Israeliten am Berg Sinai von Gott gegeben wurde. Anders als etwa in Christentum oder Buddhismus ist die Religion auch mit der jüdischen Nation als dem auserwählten Volk eng verbunden und sie beschränkt sich nicht wie das kanonische Recht mit einem Teilbereich des Lebens, sondern schafft umfassende Regelungen für das gesamte menschliche Leben25.


    Das jüdische Recht ist eine Quelle der Menschenrechte. Ohne diese explizit zu nennen beinhaltet dieses religiöse Recht Normen wie etwa das Recht auf Leben: „Du sollst dich nicht hinstellen und das Leben deines nächsten fordern.26“ Der große jüdische Gelehrte Maimonides hat diese Regel dahingehend ausgelegt, dass jeder Mensch alles in seiner Macht stehende tun muss, um das Leben eines anderen, welches in Gefahr ist, zu retten. Auch unterlassene Hilfeleistung in Lebensgefahr ist damit ein Verstoß gegen dieses Gebot27. Die heutige Kodifizierung und Interpretation von Menschenrechten ist auf das Alte Testament und jüdische Rechtsquellen zurückzuführen: die US-amerikanische Bill of Rights etwa basiert weitgehend auf den Verfassungen der Kolonien, die auf Grundlage des Alten Testaments entstanden sind. Die puritanischen Siedler der ersten Kolonien in Plymouth und Massachusetts wählten das jüdische Recht als ihr neues Rechtssystem. Die fundamentalen Menschenrechte wie sie in der Bill of Rights oder der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte statuiert sind, haben ihre Wurzeln im jüdischen Recht; die Ideale der amerikanischen Nation sind direkt auf die uralten jüdischen Rechtssätze zurückzuführen28. Auch über die aus dem Judentum hervorgegangenen Religionen Christentum und Islam hat das jüdische Recht Einfluss auf die Entwicklung der Menschenrechte genommen29. Zwar kann auch das jüdische Recht vom älteren babylonischen Recht von Hammurabi teilweise inspiriert worden sein30, jedoch geht es weit über dieses hinaus, da es keine Unterscheidung zwischen Freien und Unfreien oder Juden und Nichtjuden erlaubt31. Anders als im babylonischen Recht überwiegt im Sklavenrecht etwa der Schutz der Sklaven und nicht der Schutz des Eigentums32. Hier hat das Volk Israel die Konsequenzen aus den eigenen Erfahrungen der Sklaverei gezogen und erstmals die Idee universeller Menschenrechte formuliert. Das moderne Völkerrecht und der Schutz der Menschenrechte hat daher seinen Ursprung im Volk Israel: „Das Judentum gab der Welt das Konzept der Menschenrechte.33“


    Auch der moderne Begriff der Menschenwürde, der in Art. 1 auch Ausgangspunkt des deutschen Grundgesetzes ist, ist geprägt von seinem biblischen Ursprung: Nach der Schöpfungsgeschichte wurde der Mensch als Ebenbild Gottes erschaffen34; daher wohnt nicht nur jedem Menschen eine Würde inne, die er direkt von Gott erhalten hat, sondern es zeigt auch, dass der vermeintlich aufklärerische Rechtssatz der Gleichheit aller Menschen in Wirklichkeit uralt ist35. Die hier normierte Gleichheit vor Gott fand auch Eingang in die Amerikanische Unabhängigkeitserklärung. Der biblische Leitgedanke wurde von Gelehrten interpretiert, wodurch entsprechende Rechtssätze und Leitmotive entstanden: „Nur für diesen Zweck wurde der Mensch erschaffen: Zu lehren, wer eine einzige Seele zerstört, zerstört die ganze Welt. Und wer eine einzige Seele rettet, rettet die ganze Welt.36“ Auch die richterliche Unabhängigkeit, selbst vor Königen, und die Verantwortung der Richter vor Gott sind bereits im Talmud niedergelegt, denn der Gleichheitssatz gebietet es, alle Menschen vor Gericht gleich zu behandeln37.


    Jüdisches Recht prägt auch den heutigen Staat Israel. Der Staat Israel ist ein jüdischer Staat, der sich auf seine jüdische Tradition beruft. Die Unabhängigkeitserklärung Israels spricht selbst von der jüdischen Nation, die eng mit der Region verbunden ist und aufgrund der Judenverfolgung in aller Welt einen eigenen Staat braucht: „Das Recht ist das natürliche Recht des jüdischen Volkes – wie das aller Nationen – Herren ihres eigenen Schicksals zu sein in ihrem eigenen souveränen Staat…Wir erklären hiermit die Errichtung eines jüdischen Staates in Eretz Israel, der Israel heißen soll.38“ Im 9. Grundgesetz39 heißt es in Absatz 1: „Israel ist ein jüdischer und demokratischer Staat.“ Absatz 1a nimmt ausdrücklich Bezug auf die Unabhängigkeitserklärung und erklärt deren Prinzipien für unmittelbar anwendbar.


    Eine Trennung von Staat und Religion existiert daher nicht. Jüdische Rechtssätze finden direkt Anwendung und können zur Nichtanwendung geltenden Rechts führen. So hat der Oberste Gerichtshof einen Ehemann wegen Vergewaltigung an seiner Ehefrau verurteilt, obwohl sich dieser auf den damals über das palästinensische Strafgesetzbuch von 1936 in Israel fortgeltenden britischen Strafausschließungsgrund berief, wonach Vergewaltigung in der Ehe nicht strafbar war. Das Gericht hielt dieses Strafausschließungsgrund für unvereinbar mit jüdischem Recht, er verstoße gegen die Menschenwürde. Hierbei zog der Gerichtshof ausdrücklich die Auslegung des jüdischen Rechtsgelehrten Maimonides heran: „Die Frau ist nicht eine Gefangene, die mit dem Schwert genommen wird, um die Gelüste des Mannes zu befriedigen.40“ Der Gerichtshof lehnte den Einwand des Angeklagten daher mit der Begründung ab, dass die Freiheit der Frau ein fundamentales jüdisches Prinzip sei, eine progressive und liberale uralte Tradition aus der Halakha, auf die die Juden zu Recht stolz seien41. Unter ausdrücklicher Bezugnahme auf diese Rechtsprechung und Zitierung von Maimonides hat auch das britische House of Lords einige Jahre später die Straflosigkeit der Vergewaltigung in der Ehe abgeschafft42. Ein weiteres Beispiel für das heranziehen jüdischer Rechtsquellen ist die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung zur Abfindungszahlung gekündigter Arbeitnehmer43, die ihren Ursprung in der biblischen Anweisung findet, freigelassene Sklaven nicht mit leeren Händen ziehen zu lassen44. Anfang 2012 hat der Gerichtshof einen Aspekt des schwelenden gesellschaftlichen Konflikts zwischen Säkularen und Orthodoxen unter Bezugnahme auf das 4. Buch Mose dahingehend gelöst, dass die seit Staatsgründung geltende Ausnahme der Orthodoxen vom allgemeinen Wehrdienst mit Jüdischem Recht und dem Gleichheitssatz unvereinbar und daher verfassungswidrig sei45: „Eure Brüder sollen also in den Krieg ziehen, und ihr wollt ruhig hier bleiben?46“ Auch etliche fundamentale Rechtsprinzipien wie etwa das Recht auf rechtliches Gehör oder das Recht, sich nicht selbst belasten zu müssen, haben ihren Ursprung im Jüdischen Recht47.


    Der jüdische Staat Israel folgt demnach einer uralten Rechtstradition des Volkes Israel, die sich auch aus den Erfahrungen der Juden etwa durch die ägyptische Sklaverei oder den Holocaust speist. Die modernen Menschenrechte sind auf das Judentum zurückzuführen. Die erste monotheistische Religion, die sich gleichzeitig selbst als Volk sieht, hat die Idee der Menschenrechte und des Rechts entwickelt. Die hebräische Rechtsgemeinde, die Versammlung der Dorfältesten, die Recht sprach, gilt als urdemokratische Institution ohne Parallele im Alten Orient48. Der heutige Oberste Gerichtshof Israels sieht sich daher in der Tradition des antiken jüdischen Gerichtshofs Sanhedin. Dieses Hohe Gericht unter Vorsitz es Hohepriesters existierte noch in der Zeit der römischen Besatzung49. Die Rechtsgrundsätze aus dem Alten Testament, die fortentwickelt und interpretiert wurden, gelten noch immer50. Das Judentum ist ein Volk des Rechts, es hat das Recht in der Welt geprägt, und der israelische Staat muss auch in Zeiten des Terrors diesen hohen Ansprüchen an sich selbst genügen. Für die Einhaltung des Rechts und dessen Auslegung in Israel ist seit der Staatsgründung der Oberste Gerichtshof zuständig.
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    B. Überblick über die Geschichte des Nahostkonfliktes


    Die Geschichte Israels51 ist so beeindruckend wie alt; an keinem anderen Ort der Erde sind aktuelle Politik, jahrtausendealte Traditionen, Religion und Geschichte derart verwoben und überall präsent wie in Israel52. In dieses „Heilige Land“ soll Abraham, der Urvater des Judentums53, zwischen 1700 und 1800 v. Chr. eingewandert sein54, aus dessen Nachkommenschaft die zwölf Stämme Israels hervorgegangen sind55. Der Bibel zufolge führte Moses auf Weisung von JHWH56 etwa 400 Jahre später die Kinder Israels aus der ägyptischen Gefangenschaft nach Kanaan zurück, wie die Region damals hieß57.


    Nach der sogenannten Richterzeit (ca. 1250 – 1025 v. Chr.) schlossen sich die israelitischen Stämme unter König Saul zu einem Königreich zusammen, das nach der Regierungszeit seiner Nachfolger, David und Salomo, in zwei Reiche zerfiel. Das Nordreich Israel wurde um 722 v. Chr. von den Assyrern erobert, während das Südreich Juda erst um 586 v. Chr. von den Babyloniern endgültig eingenommen wurde, was die Verschleppung der jüdischen Bevölkerung ins babylonische Exil zur Folge hatte.


    Nach der hellenistischen Epoche eroberte Pompeius Judäa 63. v. Chr. für Rom58. Das anfänglich autonome jüdische Königreich mit dem schillernden König Herodes an der Spitze geriet immer mehr unter römische Kontrolle, bis es schließlich im Jahre 6 n. Chr. zur römischen Provinz Judäa wurde. Die rund 700 Jahre andauernde römische Herrschaft war geprägt von Auseinandersetzungen mit der jüdischen Bevölkerung wie etwa beim „bellum iudaicum“. 638 n. Chr. eroberten die Araber unter Kalif Omar Jerusalem, 1073 n. Chr. wurden sie von den türkischen Seldschuken abgelöst59. Nach einem Intermezzo durch die Herrschaft der Kreuzritter ab 1099 n. Chr. unterwarfen die Osmanen das Land 1516 und behielten diese Herrschaft bis zum Ende des Ersten Weltkriegs, als England Palästina als Mandatsgebiet übernahm. In der gesamten Zeit der Fremdherrschaft waren Juden Repressalien unterschiedlicher Intensität ausgesetzt.


    Der Gründung des modernen Staates Israels waren insbesondere die Entwicklung des politischen Zionismus durch Theodor Herzl60, die Balfour-Erklärung des britischen Außenministers vom 2. November 191761 bezüglich einer Heimstatt für die Juden auf dem britischen Mandatsgebiet Palästina, die Shoa und der UN-Teilungsplan von 194762 vorausgegangen.


    UN-Teilungsplan von 1947:


    [image: ]


    Quelle: UN-Resolution 181, UN-Docs. A/RES/181 (II)


    Während die Juden im Mandatsgebiet Palästina den Teilungsplan akzeptierten und am 14.05.1948 den unabhängigen Staat Israel ausriefen63, überfielen die arabischen Nachbarstaaten den neuen Staat am 15. Mai 1948 kurz nach 0 Uhr64. Trotz militärischer Unterlegenheit konnte Israel unter Leitung von David Ben-Gurion diesen Krieg65 gegen Jordanien, Libanon, Irak, Syrien und Ägypten gewinnen und einige Gebiete erobern66, was im Waffenstillstandsabkommen von 1949 zum Ausdruck kam67. Jordanien behielt allerdings die Kontrolle über das Westjordanland und Ost-Jerusalem – diese Gebiete annektierte Jordanien 1950, was allerdings international nicht anerkannt wurde -, während Ägypten den Gaza-Streifen besetzte. Viele Palästinenser verließen Israel vor dem Krieg, weil sie dessen Zerstörung erwarteten, oder flohen nach dem militärischen Sieg in das Westjordanland68.


    Nach der Suez-Krise 1956 fand die nächste kriegerische Auseinandersetzung Israels mit seinen arabischen Nachbarn 1967 statt. Im Sechs-Tage-Krieg69 vom 05. bis zum 10. Juni 1967 kam Israel nach der Blockade des Golfs von Aquaba/Elat beziehungsweise der Sperrung der Straße von Tiran durch Ägypten einem Angriff Syriens, Jordaniens und Ägyptens – in völkerrechtlich umstrittener Weise70 – unmittelbar zuvor und konnte insbesondere die ägyptische Luftwaffe durch Luftangriffe nahezu zerstören.


    Infolge des militärischen Siegs besetzte Israel das Westjordanland einschließlich Ostjerusalems, die Golanhöhen, den Sinai und den Gaza-Streifen71. Trotz der UN-Resolution 24272, in der Israel zum Rückzug aus den besetzten Gebieten aufgefordert wurde, hielt Israel die Besatzung aufrecht und begann nach dem Allon-Plan mit der Besiedelung dieser Gebiete, ohne diese allerdings offiziell zu annektieren73.


    Israel nach dem Sechs-Tage-Krieg:


    Quelle: Israelisches Außenministerium


    1972 scheiterten mit Israel abgestimmte Pläne Jordaniens, das Westjordanland und Ostjerusalem mit Jordanien zu einem Vereinigten Arabischen Königreich zu vereinen, am Widerstand der inzwischen durch die Entwicklungen erstarkten PLO und der übrigen arabischen Länder74.


    Am 6. Oktober 1973 überfielen die arabischen Nachbarstaaten Ägypten und Syrien abermals den israelischen Staat75. Israel war nicht nur überrascht, sondern wegen des höchsten jüdischen Feiertages Jom Kippur, der an diesem Tag stattfand und der jegliche Arbeit verbietet, zunächst auch völlig überrumpelt, konnte jedoch recht schnell die Oberhand gewinnen. Am 22. Oktober 1973 endete der Jom-Kippur-Krieg nach der Resolution 338 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen76 mit hohen Verlusten und ohne Gebietsveränderungen.


    Nach dem vielzitierten Leitspruch „Land für Frieden“77 unterzeichneten der israelische Premierminister Menachem Begin78 und der ägyptische Präsident Anwar as-Sadat im amerikanischen Camp David 1978 ein Friedensabkommen79, das vom US-Präsidenten Jimmy Carter ausgehandelt worden ist; es mündete in den israelisch-ägyptischen Friedensvertrag vom 26. März 197980. Für diese Bemühungen erhielten Begin und Sadat 1978 den Friedensnobelpreis81. Beide Seiten verpflichteten sich darin zum Gewaltverzicht, Israel verpflichtete sich zum Rückzug von der Sinai-Halbinsel und zum Abbruch aller jüdischen Siedlungen auf diesem Gebiet. Ägypten erkannte im Gegenzug den Staat Israel diplomatisch an, lehnte allerdings die israelische Besetzung des Gazastreifens ab. Israelische Schiffe erhielten freie Durchfahrt durch den Golf von Suez und den Suezkanal.


    1982 griff Israel im Rahmen des Ersten Libanon-Krieges in den libanesischen Bürgerkrieg ein und besetzte die Hauptstadt Beirut. Unter den Augen der israelischen Armee verübten phalangistische82 Milizionäre in den Flüchtlingslagern Sabra und Schatila Massaker an Palästinensern, weswegen der israelische Verteidigungsminister Sharon nach einem entsprechenden Untersuchungsbericht83 zurücktreten musste. Zur Verteidigung gegen die Hisbollah besetzte Israel 1985 einen Streifen im Süden des Landes und gab diese Region erst am 25. Mai 2000 unter Premierminister Ehud Barak mit dem Abzug der Armee an den Libanon zurück. Ungeklärt blieb bisher der völkerrechtliche Status des schmalen Grenzstreifens der Shebaa-Farmen84.


    Anlässlich eines Zusammenstoßes eines israelischen Militärfahrzeuges mit einem palästinensischen PKW am 8. Dezember 1987, bei dem vier Palästinenser getötet wurden85, brach die Erste Intifada86 aus, die als „Krieg der Steine“ bis 1991 andauerte. Schon während der Begräbnisse der vier Toten kam es im Gazastreifen zu Massendemonstrationen und spontanen Ausschreitungen gegen israelische Soldaten, in denen sich die aufgestaute Wut der palästinensischen Jugend auf die Besatzer entlud. Insgesamt starben bei der Ersten Intifada über 600 Menschen und über 15.000 wurden verletzt.


    Bedingt durch die Erkenntnisse und Ergebnisse des zweiten Golfkriegs 1990/9187, in dem auch Israel vom Irak aus beschossen worden war, und durch den Zusammenbruch der Sowjetunion begannen im Oktober 1991 unter Beteiligung Israels, Syriens, des Libanons, Jordaniens und der Palästinenser erneute Friedensverhandlungen in Madrid, die allerdings ergebnislos endeten88. Stattdessen brachten direkte Geheimverhandlungen zwischen Israel und der PLO, die von Januar bis August 1993 in Oslo stattfanden, einen ersten Durchbruch.


    Unter Ausklammerung und Vertagung der besonders heiklen Streitpunkte wie der Status Jerusalems, die Flüchtlingsfrage, die konkrete Grenzziehung oder die israelischen Siedlungen wurde am 13. September 1993 in Washington die „Prinzipienerklärung über die vorübergehende Selbstverwaltung“ unterzeichnet. Das Oslo-I-Abkommen89, ein Fünfjahresplan, leitete einen Prozess ein90, bei dem Israel nach und nach Territorium und politische Zuständigkeiten an die neu zu bildende Palästinensische Autonomiebehörde (PA) übergeben sollte91. Diese Interimsbehörde durfte zwar einen eigenen Polizeiapparat aufbauen, Israel war aber weiterhin für die äußere Sicherheit zuständig92. Spätestens seit Abschluss dieses Abkommens war die Völkerrechtsfähigkeit Palästinas juristisch umstritten93, aber die bis dahin diskutierte Frage, ob die Palästinenser, die ja ursprünglich jordanische Staatsangehörige waren, ein eigenes Volk mit Selbstbestimmungsrecht sind, war nun praktisch geklärt94.


    In der Folge kam es im September 1995 zum Interimsabkommen95, welches das Westjordanland in Gebiete96 mit unterschiedlichem Status und je eigenen Kompetenzen für Israel und die PA unterteilte97. Dieser Prozess, der am 4. Mai 1999 hätte abgeschlossen werden sollen und der zum israelisch-jordanischen Friedensvertrag vom 26. Oktober 1994 führte, kam nach der Ermordung des israelischen Ministerpräsidenten Jitzchak Rabin98 am 4. November 1995 und der Niederlage seines Nachfolgers Shimon Peres gegen den Likud-Politiker Benjamin Netanjahu 1996 erheblich ins Stocken und konnte auch durch die Regierungsübernahme des Awoda-Politikers Barak 1999 nicht mehr gerettet werden. Obwohl Israel in Camp David 200099 unter Vermittlung des damaligen amerikanischen Präsidenten Clinton weitreichende Zugeständnisse machte und erstmals umfassend über alle Streitpunkte verhandelt wurde, konnte – mitunter aus mangelnder Verhandlungsbereitschaft Arafats100 – keine Einigung erzielt werden, womit der gesamte Oslo-Prozess gescheitert war. Auch spätere Versuche, den Friedensprozess wiederzubeleben, blieben erfolglos101.


    Die Enttäuschung über das Scheitern der Verhandlungen führte 2001 zur Wahl des Likud-Politikers Ariel Sharon, der zuvor im September 2000 durch seinen Besuch auf dem Tempelberg als Auslöser für die Zweite Intifada gedient hatte102. Während der Zweiten Intifada, die bis zum Abschluss des Waffenstillstands im Februar 2005 in Sharm El-Scheich andauerte, starben nach offiziellen Angaben103 bei insgesamt 20.406 Anschlägen, darunter 138 Selbstmordanschläge und 13.730 Schussüberfälle, sowie 460 Angriffen mit Qassam-Raketen 1174 Israelis, darunter 715 Zivilisten. Auf palästinensischer Seite starben 3592 Menschen, darunter 985 Zivilisten, wobei davon 365 von den eigenen Landsleuten getötet wurden104. Unter Sharon begann die israelische Regierung 2002 mit dem Bau eines Sicherheitszaunes zwischen Israel und dem palästinensischen Westjordanland105, um das weitere Eindringen von Selbstmordattentätern über die Grüne Linie106 zu verhindern.


    Da trotz Handlungsbedarfs107 alle Friedensinitiativen gescheitert waren und Ministerpräsident Scharon auch keine Erfolgsaussichten für Verhandlungen sah, räumte Israel nach seinem Abkoppelungsplan im Sommer 2005 einseitig den Gaza-Streifen. Trotz dieses unilateralen Rückzugs wurde Israel ständig aus dem Gaza-Streifen mit Qassam-Raketen beschossen, was zum Einmarsch der israelischen Armee im Juli 2006108 und zum Gaza-Krieg vom 27. Dezember 2008 bis zum 18. Januar 2009109 führte, der Gegenstand des umstrittenen Goldstone-Reports110 war. Im Januar 2006 gewann die radikal-islamistische Hamas, die bei Palästinensern auch wegen ihrer Sozialarbeit beliebt ist, bei Parlamentswahlen in den palästinensischen Gebieten gegen die regierende sozialistisch-säkulare Fatah-Partei des amtierenden Präsidenten Abbas, die mitunter wegen etlicher Korruptionsaffären an Popularität verloren hatte. Nach dem Scheitern der unter internationalem Druck zustande gekommenen Einheitsregierung brach im Juni 2007 ein Bürgerkrieg im Gaza-Streifen aus, wo der Abzug Israels ein Machtvakuum hinterlassen hatte. Die vom Iran unterstützte Hamas hat diese Auseinandersetzung gewonnen und regiert seitdem de facto den Gaza-Streifen, so dass die palästinensischen Gebiete regierungstechnisch geteilt wurden. Präsident Abbas111 hat infolge dessen den Hamas-Ministerpräsidenten Haniyya abgesetzt, der dies für rechtswidrig hält und seither Regierungschef des Gaza-Streifens ist, und – ohne Zustimmung des Parlaments - Salam Fayyad zum neuen Chef einer Notstandsregierung ernannt. Im Rahmen dieser Auseinandersetzung kam es zu erheblichen gewalttätigen Ausschreitungen: Fatah-Anhänger im Gaza-Streifen wurden vertrieben, gefoltert und ermordet. Die Verhandlungen mit Israel sind seitdem noch schwieriger, weil sich die Fatah ständig vor der Hamas rechtfertigen muss. Deren Autorität wird untergraben, indem Zugeständnisse an Israel als Schwäche und Verrat gebrandmarkt werden.


    Aufgrund eines Angriffes gegen einen israelischen Grenzposten am 12. Juli 2006 kam es zum zweiten Libanon-Krieg, den Israel gegen die Hisbollah führte, die den Süden des Libanon kontrollierte112. Entsprechend der Resolution 1701 des UN-Weltsicherheitsrates113 trat am 14. August 2006 ein Waffenstillstand in Kraft. Eine internationale Truppe soll seither dessen Einhaltung überwachen und die Hisbollah entwaffnen. Im Sommer 2014 kam es erneut zu einem Gaza-Krieg zwischen Israel und der Hamas114.
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    74 Rothmann, Geschichte der Araber von den Anfängen bis zur Gegenwart, Band 7, S. 525


    75 Jom Kippur-Krieg (Israel), Ramadan-Krieg oder Oktober-Krieg (arabische Länder) genannt.
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    80 ILM 1979, S. 362
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    82 Arabisch: Kataeb („Partei der libanesischen Brigaden“)
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    89 Dieses umfasst zudem noch das „Protokoll über die wirtschaftlichen Beziehungen“ vom 29. April 1994 und das „Gaza-Jericho-Abkommen“ vom 4. Mai 1994 (ILM 1993, S. 1525 ff.); für diese Bemühungen erhielten Arafat, Peres und Rabin 1994 den Friedensnobelpreis.


    90 Vgl. hierzu Sina, Der völkerrechtliche Status des Westjordanlandes und des Gaza-Streifens nach den Osloer Verträgen, S. 5 ff.
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    95 „Oslo-II-Abkommen“, ILM 1995, S. 551 ff.


    96 Sogenannte A- (17,2 % des Territoriums, städtische Gebiete, vollständige palästinensische Kontrolle), B- (23,6 %, dörfliche Gebiete, palästinensische Verwaltung, aber weiterhin Sicherheitszuständigkeit der israelischen Armee) und C-Gebiete (59 %, jüdische Siedlungen und Militärzonen, ausschließliche Zuständigkeit der israelischen Armee).
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    98 Der Politiker der israelischen Arbeitspartei (Awoda) wurde in Tel Aviv von einem religiösem Fanatiker erschossen.


    99 „Camp-David II“ (ohne Ergebnis)


    100 So Bill Clinton und Prinz Bandar von Saudi-Arabien, vgl. Karsh, Arafat’s War. The Man and His Battle for Israeli Conquest, S. 171; Dershowitz, Plädoyer für Israel, S. 192


    101 Zuletzt versuchte die private „Genfer Initiative“ einen Friedensplan aufzustellen; international sollte mit der „Road Map“ ein Fahrplan zum Frieden eingeschlagen werden.


    102 Daher auch al-Aqsa-Intifada genannt.


    103 Informationen des is. Inlandsgeheimdienstes: http://www.shabak.gov.il/English/EnTerrorData/Pages/terror-victims.aspx; Yedioth Aharonoth vom 14. Juli 2005
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    107 Zum einen drängte die internationale Gemeinschaft auf Fortschritte; andererseits bringt die demographische Entwicklung Israel in Zugzwang, wenn es seinen jüdischen Charakter wahren will: da die arabischen Israelis eine weit höhere Geburtenrate als die jüdischen Israelis aufweisen, könnten in Zukunft Araber die Mehrheit der Israelis stellen.
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